


- Zahl der Betriebe (EU) ging in 2010er-Jahren um 25% zurück

- 12,1 Mio. → 9,1 Mio.

- OS: 2016: 2.539 Betriebe, 2020: 2.282 Betriebe → -10,12% in nur 4 Jahren

- Vor Allem kleine Betriebe (<5 ha)

- EU-Eigenversorgung ging rapide zurück

- Rückgang in DE weit überdurchschnittlich

- DE weiterhin größter Milch-, Raps- und Kartoffelproduzent der EU

- Unzureichende Perspektiven zur Wirtschaftlichkeit von Investitionen

- Anteil viehhaltender Betriebe zwischen 2010 und 2020 um 22% gesunken

- OS: 2016: 1.943 viehhaltende Betriebe; 2020: 1.752 viehhaltende Betriebe 

→ -9,83% in nur 4 Jahren

Quelle: DBV-Situationsbericht 23/24 | https://www.situationsbericht.de 

& ASE 2016 - 2020



Unter anderem Forderungen nach:

- Planungssicherheit 

- Bürokratieabbau

- Gleiche Wettbewerbsbedingungen in 

der EU



(1) Ziel der gemeinsamen Agrarpolitik ist es,

a) die Produktivität der Landwirtschaft durch Förderung des technischen Fortschritts, 

Rationalisierung der landwirtschaftlichen Erzeugung und den bestmöglichen Einsatz der 

Produktionsfaktoren, insbesondere der Arbeitskräfte, zu steigern;

b) auf diese Weise […] der landwirtschaftlichen Bevölkerung […] eine angemessene 

Lebenshaltung zu gewährleisten;

c) die Märkte zu stabilisieren;

d) die Versorgung sicherzustellen;

e) für die Belieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge zu tragen. 

wobei die allgemeinen Grundsätze europäischer Politik,  Umweltschutz (Art. 11), 

Verbraucherschutz (Art. 12) und Tierschutz (Art. 13) zu berücksichtigen sind



(2) Bei der Gestaltung der gemeinsamen Agrarpolitik und der hierfür anzuwendenden 

besonderen Methoden ist Folgendes zu berücksichtigen:

a) die besondere Eigenart der landwirtschaftlichen Tätigkeit, die sich aus dem sozialen 

Aufbau der Landwirtschaft und den strukturellen und naturbedingten Unterschieden der 

verschiedenen landwirtschaftlichen Gebiete ergibt;

b) die Notwendigkeit, die geeigneten Anpassung stufenweise durchzuführen;

c) die Tatsache, dass die Landwirtschaft in den Mitgliedstaaten einen mit der gesamten 

Volkswirtschaft eng verflochtenen Wirtschaftsbereich darstellt.





➢ 16. April 2021/22. Juli 2021: GAP-Konditionalitäten-Gesetz

➢ 26. November 2021/13. Dezember 2022: GAP-Konditionalitäten-Verordnung

➢ 20. Oktober 2022/16. Dezember 2022: Erste Verordnung zur Änderung der GAP-Konditionalitäten-Verordnung   

➢ 31. August 2022/13. Dezember 2022: GAP-Ausnahme-Verordnung – Ausnahme vom Fruchtwechsel gemäß GLÖZ 7, 

Abweichende Auflagen für GLÖZ 8-Stilllegung

➢ 6. März 2024/22. April 2024: 2. GAP-Ausnahme-Verordnung – Abweichende Auflagen für GLÖZ 8-Stilllegung im 

Antragsjahr 2024

➢ 22. März 2024: Erstes Gesetz zur Änderung des GAP-Konditionalitäten-Gesetzes und des GAP-Direktzahlungen-

Gesetz - Einführung „Soziale Konditionalität“, Abschaffung Stilllegungspflicht nach GLÖZ 8, Budgetschaffung für 2 neue 

Ökoregelungen

(Vom Bundestag am 5. Juli 2024 verabschiedet)

➢ Noch ausstehend: Entwurf einer Zweiten Verordnung zur Änderung der GAP-Konditionalitäten-Verordnung (u. a. 

Details Soziale Konditionalität, graduelle Anpassung der GLÖZ 7 Fruchtwechselregelung )

➢ Nds. Länderverordnung: zu GLÖZ 2 (Moore), GLÖZ 4 (Gewässerränder), GLÖZ 5 (Erosion) (und ggf. noch zu GLÖZ 9 

(sDGL)?)



„Grüne Architektur“ ist überstrukturiert, unnötig kompliziert und liefert deutlich weniger als sie leisten könnte

1. Bekenntnis zu den Empfehlungen der Zukunftskommission mit deutlichem Hinweis auf weiterer Fokussierung der 

GAP auf die Resilienz der Land- und Ernährungswirtschaft und Ernährungssicherung 

2. Erwartungen an öffentliche Leistungen der Landwirte steigen, dabei muss es für Landwirte profitabel und 

praktikabel sein, diese zu erbringen: Erhalt und Ausbau des EU-Agrarbudget!

3. 3 Förderschwerpunkte mit entsprechender Budgetierung

o Attraktive Bezahlung von Umwelt-, Klimaschutz-, und anderen gesellschaftlichen Leistungen

o Wettbewerbsfähigkeit & Risikomanagement; Investitionen und Innovation; Junglandwirte

o Ländliche Entwicklung

Abbau von Konditionalität-Bedingungen oberhalb des Fachrechts!



Wahrnehmung in der Bevölkerung: „Die Landwirte erhalten so viele 

Subventionen, da kann es denen eigentlich gar nicht schlecht gehen.“

Realität:

• Gelder werden durchgereicht und bleiben nicht auf den Betrieben (u.a. 

Steuern, Pachtzahlungen, Beraterkosten)

• Vor allem Biobetriebe sind sehr abhängig von Fördermitteln

• Ohne GAP-Zahlungen wären viele Betriebe häufig nicht wettbewerbsfähig




